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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Cornelia Pieper, Ulrike Flach,
Hellmut Königshaus, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Ð Drucksache 15/5883 Ð

Zur Akzeptanz des Lebenslangen Lernens in Deutschland

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

LebenslangesLernenund Weiterbildungwarenzu keiner Zeit wichtiger als
heute.Die TeilhabemšglichkeitendesEinzelnenamgesellschaftlichen,politi-
schenundwirtschaftlichenLebenhŠngenentscheidendvon seinerBildung ab.
Die Erweiterungder EuropŠischenUnion und die voranschreitende…ffnung
derWeltmŠrkte,verbundenmit demgro§enMenschen-undBildungspotential
wirtschaftlichstarkwachsenderStaatenwie z. B. China,Indien und Brasilien
verschŠrfendie internationaleWettbewerbssituationdramatisch.Der Wettbe-
werb in der nachindustriellenGesellschaftist aberzum wesentlichenTeil ein
Wettbewerb der Ideen und der FŠhigkeiten zu ihrer Umsetzung.

KontinuierlicheErwachsenenbildungist zur Absicherungder FunktionsfŠhig-
keit der freiheitlichenGesellschaftabernicht nur in wirtschaftlicherHinsicht,
sondernauch im Hinblick auf die Mšglichkeiten demokratischerTeilhabe
nštig. Somit geht es nicht nur um die berufsbegleitendeWeiterbildungoder
zusŠtzlichebzw. nachgeholteAusbildungen,sondernauchum allgemeineund
politische Bildung.

Die deutscheGesellschaftstehtŸberdenwirtschaftlichenWandelhinausvor
weiterenschwerwiegendenHerausforderungen,die sich ausden demografi-
schenFaktenergeben.Bereits2030wird derAnteil derŸber60-JŠhrigenander
Gesamtbevšlkerungmehrals 40 Prozentbetragen.Der Anteil jŸngererFach-
krŠftein der Wirtschaftwird sich dramatischzugunstender €lteren verschie-
ben.Schondaranwird deutlich,dassdieseEntwicklungdasBildungssystem
vor einegewaltigeHerausforderungstellt und der Stellenwertvon Weiterbil-
dung massiv aufgewertet werden muss.

Bis 2050wird die Bevšlkerungszahlin Deutschlandvoraussichtlichvon der-
zeit etwa 82 Millionen auf etwa 68 Millionen Einwohner zurŸckgehen.

2020werdensichdiejenigenMenschenim produktivstenTeil ihresErwachse-
nenaltersbefinden,die jetzt zwischen10 und 35 Jahrenalt sind.Viele dieser
Menschenhabenaber als Jugendlicheeine Bildung bekommen,die bereits
heutehinterdenAnforderungenderWirtschafterheblichzurŸckbleibt.Derzeit
sindca.20 bis 25 ProzenteinesSchulabgŠngerjahrgangesvon ihrenBildungs-
voraussetzungenher als hšchstproblematischeinzustufen.Die Schulbildung
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erfŸllt internationalgesehenallenfallsmittelmŠ§igeAnforderungen,dieshaben
die PISA-Studieneindrucksvollbewiesen.Daherwird esaucheinenerhebli-
chenBedarfamNachholenvonGrundqualifikationengeben,dermit denMšg-
lichkeitenundMethodenderWeiterbildungerfŸllt werdenmuss.Dabeistellen
sich auch pŠdagogischbesondersanspruchsvolleAufgaben. Weiterbildung
kannjedochnur erfolgreichsein,wennsie auf ein aktivesMitwirken der Be-
troffenenstš§t.Die Akzeptanzder Weiterbildungund ein adŠquatesAngebot
sinddemzufolgevongro§erBedeutungauchfŸrdiezukŸnftigewirtschaftliche
Entwicklung.GegebenenfallsmŸssenAnstrengungenzur Steigerungder Ak-
zeptanz unternommen werden.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

Die Kleine Anfrage hebt insbesonderedie Bedeutungder WeiterbildungfŸr
€ltere im KontextdesdemographischenWandelsundglobalerwirtschaftlicher
Herausforderungenhervor. Demstimmtdie BundesregierungausdrŸcklichzu.
LebenslangesLernenist einewichtigeVoraussetzung,damitMenschenlŠnger
fŸr sich und die Gesellschaft erfolgreich aktiv bleiben kšnnen.

Die Anfrage stellt auf unterschiedlicheFormen lebenslangenLernens ab.
ãLebenslangesLernenÒumfasstalle Lebensphasenund beschrŠnktsich nicht
allein auf Weiterbildung:Die ãStrategiefŸr LebenslangesLernenin der Bun-
desrepublikDeutschlandÒdie am 5. April 2005von Bund und LŠndernin der
Bund-LŠnder-KommissionfŸr BildungsplanungundForschungsfšrderungver-
abschiedetwurde,beschreibt,wie dasLernenaller BŸrgerinnenundBŸrger in
allen Lebensphasenund Lebensbereichen,an verschiedenenLernortenund in
vielfŠltigenLernformenangeregtund unterstŸtztwerdenkann. Sie orientiert
sich sowohlan denLebensphasendesMenschenvon der frŸhenKindheit bis
ins hoheAlter, als auchan wesentlichenElementenfŸr lebenslangesLernen,
die damit Entwicklungsschwerpunkte darstellen.

Die gemeinsameVerabschiedungderStrategievon BundundLŠndernfŸr das
lebenslangeLernenin derBundesrepublikDeutschlandzeigt,dassdie Verant-
wortlichenbereitsind,dieWeiterentwicklungdesBildungswesensin ihrenVer-
antwortungsbereichenoffensiv und abgestimmtnationalsowie europŠischzu
betreiben.Deutschlandhat damit einenwesentlichenBeitrag seinereuropŠi-
schenVerpflichtungaufgrundder Entscheidungender EuropŠischenRŠtevon
Lissabonim Jahr2000und Barcelona2002erfŸllt und konnte,von der Aner-
kennung der EuropŠischenKommission fŸr das Geleistetebegleitet, die
zukŸnftigeFšrderungdeslebenslangenLernensauchauf europŠischerEbene
erfolgreich mitgestalten.

Die Bundesregierungstimmt der Anfrage ebenfallsinsofernzu, dassweitere
Anstrengungenzur Steigerungder AkzeptanzunternommenwerdenmŸssen.
Die Beratungenim DeutschenBundestagwie die šffentlicheDebattemit den
LŠndern,SozialpartnernunddenVerbŠndenŸberdieAnalysenundHandlungs-
empfehlungensowie Ÿberdie ChancenfŸr ihre Umsetzungleisten wichtige
BeitrŠge zu einer notwendigen Mobilisierungskampagne.

1. Wie beurteiltdie Bundesregierungdie Bereitschaftvon Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmernin Deutschland,sich lebenslangfortzubildenim Hin-
blick auf die wirtschaftlichen Notwendigkeiten?

Der aktuelleTrendberichtzum BerichtssystemWeiterbildungmit Ergebnissen
einerreprŠsentativenBefragungvonŸber7 000Personenim Alter von19bis64
Jahrenim Bundesgebietbelegtein gro§esInteressean Weiterbildung.94 Pro-
zentder Befragtenim ErwerbstŠtigenaltersind der Ansicht, dassjeder bereit
sein sollte, sich weiterzubilden.92 Prozentvertretendie Meinung,dassman
sich weiterbilden muss, um beruflich erfolgreich zu sein.
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Besondershochist laut BerichtssystemWeiterbildungdie Motivation zur Wei-
terbildungbei ErwerbstŠtigen,die ŸberstarksteigendeQualifikationsanforde-
rungenberichten.Sie nehmenfast dreimal so hŠufigan formal organisierter
beruflicherWeiterbildungteil wie ErwerbstŠtige,die keineVerŠnderungsehen
(56 Prozentvs.19 Prozent), undweisenauchdeutlichhšhereTeilnahmequoten
beim informellen beruflichen Lernen auf (80Prozent vs. 47Prozent).

Die BundesregierungbegrŸ§tdiehoheBereitschaftzurWeiterbildungundwird
im RahmenderUmsetzungdergemeinsammit denLŠndernin derBund-LŠn-
der-KommissionfŸr Bildungsplanungund Forschungsfšrderungvereinbarten
Strategiezum lebenslangenLernen die Weiterbildungder BŸrgerinnenund
BŸrger weiter fšrdern. Fernergeht die Bundesregierungdavonaus,dassder
beruflichenWeiterbildungim Hinblick auf die HerausforderungenderGlobali-
sierung,desschnellentechnischenundwirtschaftlichenWandelsundderdemo-
graphischenEntwicklungjetzt undin Zukunft weiterhineinegro§eBedeutung
zukommt.DieseEinschŠtzungderBundesregierungwird offenbarauchvonder
Mehrheit der BundesbŸrger und -bŸrgerinnen geteilt.

2. Wie beurteiltdie BundesregierungdenZusammenhangzwischenderWei-
terbildungsquote und der ProduktivitŠt in unserer Volkswirtschaft?

Die Qualifikation der ErwerbstŠtigenist ein wesentlicherFaktor fŸr die Pro-
duktivitŠteinerVolkswirtschaft.So wurdeauf der Basisvon DatendesIAB-
BetriebspanelsÐeinerreprŠsentativenBefragungvonrund160000BetriebenÐ
fŸr die betrieblicheEbeneermittelt, dassinterneund externeWeiterbildungs-
ma§nahmendiebetrieblicheProduktivitŠtunddenUnternehmenserfolgerhšhen.

3. Wie viele Arbeitnehmerinnenund Arbeitnehmernahmeninsgesamtvon
2000 bis 2004 an beruflichen Weiterbildungsma§nahmen teil?

Aus demBerichtssystemWeiterbildungkšnnenin diesemZeitrahmenfŸr die
Erhebungsjahre2000und 2003TeilnehmerzahlenfŸr Arbeitnehmerinnenund
Arbeitnehmer an beruflichen Weiterbildungsma§nahmenermittelt werden.
Demnachnahmenim Jahr200040 Prozentaller ErwerbstŠtigenim Alter zwi-
schen19 und 64 Jahrenan Kursen beruflicherWeiterbildungteil. Das sind
hochgerechnet12,8Millionen ErwerbstŠtige(7,8Millionen weiblich,5,0Milli-
onenmŠnnlich).FŸrdasJahr2003warenesbei einerTeilnahmequotevon 34
Prozentan formal organisierterWeiterbildunginsgesamt11,7 Millionen Er-
werbstŠtige,darunter6,4 Millionen MŠnnerund 5,3 Millionen Frauen.Unter
BerŸcksichtigungder informellen beruflichen Weiterbildung ergeben sich
hšhereTeilnehmerzahlen.So nahmenim Jahr2003insgesamt67 Prozentder
19- bis 64-jŠhrigenErwerbstŠtigenan einer Form von beruflicher Weiter-
bildungteil. Hochgerechnetwarendies22,8Millionen ErwerbstŠtige,darunter
13 Millionen MŠnnerund9,8 Millionen Frauen.FŸrdasJahr2000liegenent-
sprechende Zahlen in dieser Abgrenzung nicht vor.

In Ma§nahmenderberuflichenWeiterbildungmit FšrderungnachdemSGBIII
traten ein:

2000 522939 Teilnehmer und Teilnehmerinnen,
2001 441907 Teilnehmer und Teilnehmerinnen,
2002 454699 Teilnehmer und Teilnehmerinnen,
2003 254718 Teilnehmer und Teilnehmerinnen,
2004 185041 Teilnehmer und Teilnehmerinnen.

Insgesamttraten im Zeitraumvon 2000 bis 2004 1 859304 Teilnehmerund
Teilnehmerinnen ein.
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Deutlichwird, dassmit derverŠndertenMittelzuteilungim Eingliederungsbud-
get auchdie Zahl der Eintritte im BundesgebietWestvon 59 Prozentim Jahr
2002auf 67 ProzentanallenEintritten im Jahr2004angestiegenist. Der pro-
zentualeAnteil derEintritte in Ma§nahmen,die zu einemanerkanntenBerufs-
abschluss fŸhren, ist hingegen bundesweit nahezu konstant geblieben.

4. Sieht die Bundesregierungin Bezug auf die Teilnahme Unterschiede
zwischen hoch- und geringqualifiziertenArbeitnehmern,MŠnnernund
Frauen,jŸngerenund ŠlterenArbeitnehmern,Voll- und TeilzeitkrŠften,
Alleinerziehenden, sowie zwischen in- und auslŠndischen Arbeitnehmern?

5. Wenn ja, wie sehendieseUnterschiedeÐ mšglichst genaubeschriebenÐ
aus?

6. Wie erklŠrt die Bundesregierung die ggf. vorhandenen Unterschiede?

Die Fragen 4 bis 6 werden zusammen wie folgt beantwortet:

Der Trendbericht2003im BerichtssystemWeiterbildungenthŠltkeineAussa-
genzur WeiterbildungsbeteiligungdifferenziertnachVoll- und TeilzeitkrŠften
odervon Alleinerziehenden.FŸrdenBereichderBundesagenturfŸr Arbeit lie-
genebenfallskeineInformationenŸberdie Zahl der Eintritte von Alleinerzie-
hendenund TeilzeitkrŠftenvor. Ersatzweisewurdendie Zahl der Eintritte von
BerufsrŸckkehrerund BerufsrŸckkehrerinnenund die Eintritte in Teilzeitma§-
nahmenausgewertet.Hinsichtlich desQualifikationsniveauswurdendie Ein-
tritte nachdem Schulabschlussder Teilnehmeruntersuchtund die Personen
ohneBerufsabschluss(Ungelernte)ermittelt.BezŸglichdesAlters wurdezwi-
schen den unter 25-JŠhrigen und €lteren differenziert.

Die BeteiligungbeiderWeiterbildungsfšrderungvonFrauenhatsichdanachin
denletztenJahrentrotz rŸcklŠufigerTeilnehmerzahlenauf hohemNiveauge-
halten.Der Anteil der Frauenam Teilnehmerbestandist zwischen2001 und
2004sogarvon51,5Prozentauf52,2Prozentgestiegen.DerAnteil derBerufs-
rŸckkehrernundBerufsrŸckkehrerinnenschwanktzwischensechsProzentund
acht Prozent.Die niedrigereQuote in 2004 bei den BerufsrŸckkehrernund
BerufsrŸckkehrerinnenunddenMa§nahmenmit derUnterrichtsartTeilzeit re-
sultiertauchausderProblematik,dassdie Integrationin denArbeitsmarktwe-
gendesMissverhŠltnissesTeilzeitsuchende/Teilzeitangeboteerschwertist und
BerufsrŸckkehrerund BerufsrŸckkehrerinnenaufgrundhŠuslicherBindungen
ŸberwiegendeineTeilzeitbeschŠftigungsuchen.Der Anteil derunter25-JŠhri-
genist gestiegen,wasauf die gŸnstigerenEingliederungsaussichtendieserPer-
sonengruppe zurŸckzufŸhren ist.

In der gruppenspezifischenAuswertungbestŠtigtder Trendbericht2003 zum
BerichtssystemWeiterbildungdie AussagenfrŸhererBerichtsjahre.Mit stei-
genderSchulbildungnimmtdieBeteiligunganWeiterbildungzu.WŠhrendvon
denPersonenmit niedrigemSchulabschlussbundesweit28 ProzentanWeiter-
bildungteilgenommenhaben,sindesbei denenmit Abitur mehralsdoppeltso
viele (59Prozent).Ein vergleichbaresBild ergibt sichauchfŸrdenZusammen-
hang zwischenberuflichem Bildungsabschlussund Weiterbildung. Im Jahr
2003 habenbundesweit62 Prozentder Personenmit Hochschulabschlussan
Weiterbildungteilgenommen,wŠhrendesin derGruppederPersonenohneBe-
rufsausbildung23Prozentwaren.BundesweitbeteiligensichBeamtezu68Pro-
zentanWeiterbildung,von denArbeiternwarenesdagegennur 31 Prozent.Die
Teilnehmerquotender Angestelltenund SelbststŠndigenliegen mit 55 Prozent
bzw. 49 Prozent dazwischen.

Die Weiterbildungsteilnahmevon Frauenund MŠnnernunterscheidetsich nur
geringfŸgigum zwei Prozentpunkte:Die Gesamtteilnahmequoteder MŠnner
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liegt 2003 bei 42 Prozent,die der Frauenbei 40 Prozent.Generellnehmen
ŠlterePersonendeutlichselteneranWeiterbildungteil alsjŸngere.WŠhrendnur
knapp jeder Dritte 50- bis 64-JŠhrigesich an Weiterbildung beteiligt hat
(31Prozent),warenesin denAltersgruppen35bis49Jahreund19bis34Jahre
jeweils 46 Prozent.AuslŠndernehmenauch2003wesentlichselteneran Wei-
terbildung teil als Deutsche (29 Prozent vs. 42 Prozent).

7. WelcheMa§nahmenhat die Bundesregierungergriffen, um insbesondere
die WeiterbildungsquotedergeringqualifiziertenArbeitnehmer, derauslŠn-
dischenArbeitnehmerundderalleinerziehendenMŸtterundVŠterzu ver-
bessern?

Die Bundesregierungist fŸr die Zielgruppeder geringqualifiziertenArbeitneh-
merundArbeitnehmerinnenanersterStellebestrebt,bestehendeQualifikations-
defizitebereitsim Vorfeldzuvermeiden.AusdiesemGrundwurdenin denletz-
ten JahrenintensiveBemŸhungenangestellt,Jugendlichezu unterstŸtzen,eine
qualifizierteAusbildungzuerhalten.An dieserStelleseisowohlaufdieEinfŸh-
rungvonBerufsausbildungsvorbereitungskursenalsauchdasBMBF-Programm
ãBeruflicheQualifizierungfŸr Zielgruppenmit besonderemFšrderbedarfÒhin-
gewiesen.

Um die Weiterbildungsowohl von geringqualifiziertenauslŠndischenArbeit-
nehmernals auchalleinerziehendenMŸtternund VŠternzu fšrdern, sind ver-
schiedeneAngebotegeschaffen worden.DazuzŠhlenu. a.die Sprachkurseder
BundesagenturfŸr Migranten,die FšrderungderWeiterbildungzur Wiederein-
gliederungvon FrauennachderZeit derKindererziehungsowiedie Schaffung
vonZugangsmšglichkeitenzubestehendenFšrderkonzeptenz. B. im Aufstiegs-
fortbildungsfšrderungsgesetz (AFBG).

Um auchalleinerziehendenMŸtternund VŠterneineberuflicheWeiterbildung
zuermšglichenbzw. zuerleichtern,siehtdasAFBG u. a.einenZuschusszuden
notwendigenKosten einer KinderbetreuungwŠhrendeiner Fortbildung vor.
DieserZuschussist durchdie AFBG-Novelle2002ebensoangehobenworden,
wie die KinderzuschlŠgebei denUnterhaltsbeitrŠgenfŸr Vollzeitma§nahmen.
Ebensowurdemit derAFBG Novelledie FšrderungderWeiterbildungauslŠn-
discherArbeitnehmerund ArbeitnehmerinnendurcheineVerkŸrzungder not-
wendigenZeiten einer ErwerbstŠtigkeitin Deutschlandverbessertund damit
ein Beitrag zu ihrer Integration geleistet.

GeringqualifizierteauslŠndischeArbeitnehmerhabengemŠ§¤ 44Abs.1 Ziffer
1a) AufenthGeinenAnspruchauf Teilnahmean einemIntegrationskurs.Da-
durcherhaltensiedieMšglichkeit, ausreichendeSprachkenntnissezuerwerben
und hierdurch besser qualifizierte ArbeitsplŠtze zu erhalten.

Zur Fšrderungder NachqualifizierungbeschŠftigterArbeitnehmerwurdezum
1. Januar2002mit demJob-AQTIV-GesetzdasneueInstrumentdes¤ 235cin
das SGB III aufgenommen.

ZentraleVorgabenan die Arbeitsagenturenzum Forcierenarbeitsmarktpoliti-
scherMa§nahmenfŸr bestimmtePersonengruppenÐdie Ÿberdie SGBIII-Re-
gelungenhinausgehenÐwŸrdendemneuenSystemvon FŸhrungund Steue-
rung in derBundesagenturfŸr Arbeit widersprechen:WesentlichesZiel ist das
StŠrkender operativenVerantwortungvor Ort. Die Agenturen fŸr Arbeit
werdenan der Erreichungihrer Ð in verbindlichenZielvereinbarungenfest-
gehaltenenÐZiele gemessen.In diesemZielvereinbarungsprozesswerdenden
AgenturenfŸr Arbeit folglich keineinhaltlichenVorgabenŸberdie Beteiligung
von ZielgruppenanderWeiterbildungsfšrderunggemacht.Ma§geblichfŸr die
AktivitŠtenin deraktivenArbeitsfšrderungist dasVerhŠltnisvonWirkungund
Wirtschaftlichkeit.Die Arbeitsagenturenplanenin eigenerVerantwortungund
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unterBerŸcksichtigungder lokalenund regionalenArbeitsmarktbedingungen,
durchwelchenMa§nahmemixund in welcherDimensionierungdie Integrati-
onserfolgeverbessertund die Kostender Integrationweiter optimiert werden
kšnnen.

Der StandderZielerreichungwird regelmŠ§igim Dialog zwischenderZentrale
derBundesagenturfŸrArbeit unddenRegionaldirektionensowiedenRegional-
direktionenunddenAgenturenfŸr Arbeit bewertet.GegenstandderEršrterung
sind auchdie ãLeitwerteÒ.Diesewerdenzur VervollstŠndigungder Abbildung
der BA-AktivitŠten und zur Protokollierungder Einhaltungz. B. europŠischer
odernationalerBestimmungenin denPlanungs-und Zielnachhaltungsprozess
einbezogen.Im Rahmender Leitwerte aufgrundnationalerRegelungenwird
u. a. der Anteil der besondersfšrderungsbedŸrftigenPersonengruppen im
Sinnedes¤ 11 Abs.2 Satz1 Nr. 3 SGBIII andenMa§nahmeteilnehmernbeo-
bachtet. Dazu gehšren auch die Geringqualifizierten.

8. WelcheMa§nahmenwill dieBundesregierungergreifen,umdenAnteil der
BevšlkerungamLebenslangenLernenbiszumJahre2010auf12,5Prozent
zu erhšhen,wie es als Ziel im SyntheseberichtdesCEDEFOP(EuropŠi-
schesZentrumfŸr die FšrderungderBerufsbildung)zur Maastricht-Studie
angeregt ist?

Hinsichtlichderin derFragestellunggenanntenZielgrš§eist anzumerken,dass
aufeuropŠischerEbenevereinbartwurde,dassdieBeteiligungamlebenslangen
Lernen im europŠischenDurchschnittbis 2010 bei 12,5 Prozentliegen soll.
DieseZielmarkerekurriertaufdenEuropŠischenLabourForceSurvey, dereinen
Zeitraumvon jeweils vier Wochenbeschreibt.Dagegenermittelt dasnationale
BerichtssystemWeiterbildungjŠhrlicheBeteiligungsquoten:In 2003nahmenins-
gesamt41 Prozentder 19- bis 64-JŠhrigenan formalisierterWeiterbildungteil,
alsoanLehrgŠngen,KursenoderSeminaren.Hochgerechnetsummiertsichdie
TeilnahmeanWeiterbildungim Jahr2003damitbundesweitauf rund20,4Mil-
lionen Weiterbildungsteilnehmer und -teilnehmerinnen.

Zu den Ma§nahmen der Bundesregierung:

Mit derzum1. Januar2002in Kraft getretenenReformdesAFBG ist esgelun-
gen, die Weiterbildungsbereitschaftjunger FachkrŠftedeutlich zu steigern.
2003stiegaufgrundderLeistungsverbesserungenundAusweitungdesFšrder-
bereiches(Gesundheitsberufe)die Anzahl der gefšrderten,sich hšherqualifi-
zierendenFachkrŠfteum ca. 39 ProzentgegenŸberdem Vorjahr auf rund
122000,2004nochmalsum9 Prozentauf rund133000.Dabeierhšhtesichdie
AnzahldergefšrdertenFrauen2003um rund57 Prozentauf 36100und2004
umweitere14Prozentauf rund41000.Die ZahlderMŠnnerstieg2003um32
Prozentauf 85700und2004um 7 Prozentauf rund92000.Seit Inkrafttreten
der Reform hat sich die Zahl der Gefšrderten mehr als verdoppelt.

Die Bundesregierunghatmit demAktionsprogrammãLebensbegleitendesLer-
nenfŸralleÒim Jahr2001Ma§nahmenzurFšrderungdeslebenslangenLernens
auf den Weg gebracht.

Im RahmendiesesAktionsprogrammswurdeu. a. dasFšrderprogrammãLer-
nendeRegionenÐFšrderungvon NetzwerkenÒaufgelegt,in demderzeitbun-
desweit70 regionalebildungsbereichs-undpolitikfeldŸbergreifendeNetzwerke
innovative Angeboteentwickeln und umsetzen,vor allem in den zentralen
HandlungsfeldernBildungsberatung,VerzahnungderBildungsbereiche,Lernen
in undmit KMU, NeueLernweltenundLernorte,Netzwerk-undOrganisations-
entwicklungsowieBildungsmarketing.DasAktionsprogrammwird auchdurch
dasForschungsprogrammãLernkulturKompetenzentwicklungÒflankiert.Durch
eine Vielzahl von EinzelprojektenÐ Schwerpunkte:ãLernenim Prozessder
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ArbeitÒ,Lernen im sozialenUmfeld, Lernen in Weiterbildungseinrichtungen,
Lernenim NetzundeinebreiteGrundlagenforschungÒÐwerdendie gewonne-
nenErkenntnissegenutzt,um Rahmenbedingungenim Bereichderberuflichen
Weiterbildungzu schaffen. Diesesollen in ersterLinie kleinen und mittleren
Unternehmen,insbesondereaberdenMenschenim Erwerbsalterhelfen,Lernen
undKompetenzentwicklungsozuorganisieren,dassBetriebewettbewerbsfŠhig
bleiben,BeschŠftigteden beruflichenHerausforderungengewachsensind und
nichtErwerbstŠtigendurchKompetenzerhaltundKompetenzentwicklungRŸck-
kehrmšglichkeiten ins Erwerbsleben erhalten bleiben.

DarŸberhinaus fšrdert die Bundesregierungdurch weitere Programmewie
ãBeruflicheQualifizierungfŸr Zielgruppenmit besonderemFšrderbedarfÒund
ãBeruflicheIntegrationundBeratungvon ZuwanderernÒzielgruppenspezifisch
den Erwerb von schulischen oder beruflichen AbschlŸssen.

Mit ihrenInitiativen fŸr mehrTransparenz,zur SicherungderQualitŠtvon Wei-
terbildungsangebotenund zur Etablierungvon QualitŠtsmanagementsystemen
bei denTrŠgernvon Weiterbildungsma§nahmenhat die BundesregierungFort-
schritteerreicht.Um dieOrientierungim gro§enundvielfŠltigenWeiterbildungs-
angebotin Deutschlandzu erleichtern,hatdie Bundesregierungdie Entwicklung
derEchtzeit-Meta-Suchmaschineãinfo-web-WeiterbildungÒin Auftrag gegeben,
mit derein interessenneutralesInformationsangebotsowohlfŸr privateWeiter-
bildungsinteressierteals auch fŸr Unternehmenaufgebautwird, das in den
Bereichender beruflichen,allgemeinen,politischen und wissenschaftlichen
WeiterbildungdeneinheitlichenZugriff auf die Angeboteder Weiterbildungs-
datenbanken erlaubt.

DurchdieGesetzefŸr ModerneDienstleistungenamArbeitsmarktist dieaktive
Arbeitsfšrderungweiter konsequentauf die rascheIntegrationin regulŠreBe-
schŠftigungausgerichtetworden.Dieshatauchbei derBildungsfšrderungeine
Entwicklungin Ganggesetzt,diestŠrkeralsbisheraufhšhereWirksamkeit,eine
nachhaltigeQualitŠtsentwicklungundmehrWettbewerbzwischendenBildungs-
anbieternzielt. FrŸherals erwartetkonnte das von der Bundesregierungge-
fšrderteund in einemvon Bund und LŠnderninitiierten Modellprojekterfolg-
reich erprobtebundesweiteGŸtesiegelfŸr Weiterbildungsangeboteund -trŠger
ãLQW2Ò(LernerorientierteQualitŠtstestierungin derWeiterbildung,Version2)
zur Marktreife entwickelt werden.

Mit der VerabschiedungdesZuwanderungsgesetzesentsprichtdie Bundesre-
gierung den von der ExpertenkommissionãFinanzierungLebenslangenLer-
nensÒvorgeschlagenenAnstrengungenzurbesserenIntegrationsowohlvonzu-
wanderndenMigrantinnenundMigrantenalsauchvon jenen,die bereitsin der
BundesrepublikDeutschlandleben.Die vom Bund zu tragendenKostender
Integrationskurse,aufdieeinRechtsanspruchbesteht,belaufensichfŸrNeuzu-
wandererauf jŠhrlichca.208Mio. Euro,einschlie§lichdernachdemAufent-
haltsgesetzzurTeilnahmeverpflichtbaren,bereitsim LandlebendenImmigran-
tinnen und Immigranten.

Auch bezogenauf denExpertenkommissionsvorschlag,Bildungskostensteuer-
lich zu begŸnstigen,hat die Bundesregierungzwischenzeitlichgehandelt.Sie
hat die einkommenssteuerlicheBehandlungvon AufwendungenfŸr die Aus-
undWeiterbildungbereitsdurchdasGesetzzur€nderungderAbgabenordnung
undweitererGesetzevom 21. Juli 2004entscheidendverbessert.Danachkšn-
nen AufwendungenfŸr die erstmaligeBerufsausbildungbeziehungsweisefŸr
ein Erststudiumbis zu einerHšhevon 4 000Euroim KalenderjahralsSonder-
ausgabenabgezogenwerden(frŸherbis zu 920 Euro, bei auswŠrtigerUnter-
bringung bis zu 1 227 Euro). AufwendungenfŸr die Fortbildung in einem
bereitserlerntenBeruf und fŸr Umschulungsma§nahmen,die einen Berufs-
wechselvorbereiten,sindgrundsŠtzlichalsWerbungskostenoderBetriebsaus-
gaben abziehbar.
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Dies gilt auchfŸr AufwendungenfŸr ein weiteresStudium,wenndiesesin ei-
nemhinreichendkonkreten,objektiv feststellbarenZusammenhangmit spŠteren
steuerpflichtigenEinnahmenausderangestrebtenberuflichenoderbetrieblichen
TŠtigkeitsteht.DamithatdieBundesregierungdergeŠndertenLebenswirklich-
keit in der Arbeitswelt Rechnunggetragen.Ma§nahmenzum lebenslangen
Lernentreffen jetzt auf deutlichverbessertesteuerlicheRahmenbedingungen.
Die BŸrgerinnenundBŸrgerwerdendamit jŠhrlichmit ca.350Mio. Euro ins-
gesamtentlastet.DarŸberhinaussindAufwendungenzur Aus-,Fort- undWei-
terbildungderArbeitnehmer, die von (land-undforstwirtschaftlichen,gewerb-
lichen und freiberuflichen)Unternehmenund Betriebengetragenwerden,als
Betriebsausgabenauf Unternehmensebeneabziehbar. Darauf aufbauendwird
dieBundesregierungin ihremVerantwortungsbereichihre Initiativen fortsetzen
und ausbauen.

9. WelcheRolleundFunktionsoll dasNetzderdeutschenVolkshochschulen
im Kontext des Lebenslangen Lernens Ÿbernehmen?

FŸrdie DurchfŸhrungder allgemeinenWeiterbildungsind die LŠnderzustŠn-
dig.Bei derFšrderungunddemAusbauderWeiterbildungspielendieKommu-
nen eine besondereRolle. Weiterbildunggehšrt zu den Aufgabender vom
Grundgesetzin Artikel 28garantiertenkommunalenSelbstverwaltung.Im Rah-
mender Daseinsvorsorge fŸr die BŸrgerinnenund BŸrger tragendie Kommu-
nenSorge fŸr die SicherstellungeinesbedarfsgerechtenBildungsangebotsvor
Ort. ZentraleInstitutionderWeiterbildungist diezumRegelangebotgehšrende
Volkshochschule als kommunales Weiterbildungszentrum.

Die ca.1 000Volkshochschulenstellenin DeutschlandnachderErstausbildung
einenwichtigenBereichfŸr daslebenslangeLernendar. SiebietenflŠchende-
ckendundwohnortnaheinumfangreichesAngebotallgemeinerundberuflicher
Weiterbildungan. Ihr Bildungsangebotgliedertsich in die folgendeBereiche:
Politik Ð GesellschaftÐ Umwelt, Kultur Ð Gestalten,Gesundheit,Sprachen,
Arbeit undBeruf, AlphabetisierungÐGrundbildungÐSchulabschlŸsse.Ihrem
ganzheitlichenBildungsverstŠndnisentsprechend,vermitteln sie nicht nur
Anpassungsqualifizierungen,sondernauchGrundwissenundSchlŸsselkompe-
tenzen.Sie fšrdern Urteilsvermšgenund sozialeKompetenzenund unterstŸt-
zen die Persšnlichkeitsbildung.

VolkshochschulenarbeitenŸberparteilichund Ÿberkonfessionellund erfŸllen
denšffentlichenAuftrag, allenBŸrgerinnenund BŸrgerneinebreit gefŠcherte
und innovative Weiterbildung zu sozialvertrŠglichen Preisen zu ermšglichen.

†ber ihre AnbieterfunktionhinaushabensiebesondereBedeutungalsOrteder
Kommunikation,Sozialisationund Integrationgewonnen.SieŸbernehmenfŸr
Verwaltungen,Institutionen,Vereineund šffentlicheInitiativen Dienstleistun-
gen und tragenzur Vernetzungder lokalen und regionalenAkteure bei. Als
WeiterbildungseinrichtungenfŸr alle BŸrgerinnen und BŸrger leisten sie
wesentliche BeitrŠge fŸr Integration und Partizipation.

Gleichzeitigdecktsiedie lŠngsteLernphaseabundstelltdengrš§tenBildungs-
bereichdar. Damit die Volkshochschulenihre AufgabenauchzukŸnftigwahr-
nehmenkšnnen,sind verlŠsslichešffentlicheFšrderungenunverzichtbar. FŸr
die RealisierunglebenslangenLernensbenštigt die Weiterbildungdie Infra-
struktur der Volkshochschule.

10. WelcheMa§nahmenergriff die Bundesregierungbereits,nachdemStu-
dienderOECD,desCEDEFOPundderWeltbankzu Tagebrachten,dass
die Beratungsdienstein Europakonzeptionellund praktischreformiert
werdenmŸssen,um denAnforderungender Wissensgesellschaftgerecht
zu werden?
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Die vom Rat der EuropŠischenUnion im Mai 2004verabschiedeteEntschlie-
§ung zur Fšrderungder lebenslangenBildungs- und Berufsberatungversteht
Beratungals lebensbegleitendesInstrumentzur Fšrderungder eigenstŠndigen
Berufs- und Bildungslaufbahn,das durch gezielteInformation die MobilitŠt
und FlexibilitŠt der BŸrgerinnenund BŸrger in EuropaunterstŸtzenund zum
Erhalt der individuellen BeschŠftigungsfŠhigkeit beitragen soll.

Die Bundesregierunghat die EU-Ratsentschlie§ungzur lebensbegleitenden
BeratungfŸr Bildung, Beruf und BeschŠftigungzum Anlassgenommen,die
Beratungslandschaftin Deutschlandim Hinblick auf die Empfehlungendes
EU-Ministerratsund unter BerŸcksichtigungder Ergebnisseder OECD- und
EU-Studien zur Berufsberatung genauer unter die Lupe zu nehmen.

Die BundesagenturunterstŸtztdiesenProzessnachhaltig,z. B. durchinterkultu-
relle und internationaleArbeitsmarktstudiendesInstitutsfŸr Arbeitsmarkt-und
BerufsforschungsowiedenAuf- undAusbauinternationalerBeratungs-undVer-
mittlungsstrukturen (ZAV, EURES, EuropŠische Berufsberatungszentren etc.).

Gemeinsammit derBundesagenturfŸr Arbeit undderNationalenAgenturBil-
dungfŸr EuropahabenBMBF undBMWA die FachtagungãZukunftderBera-
tungfŸr Bildung,Beruf undBeschŠftigungÐGestaltenundVernetzenÒim Juni
2004durchgefŸhrt.Ziel war es,die zahlreichenAkteurein diesemBeratungs-
feld (LŠnderund Kommunen,Schulenund Hochschulen,BundesagenturfŸr
Arbeit, BildungstrŠger, KammernundandereOrganisationenvonArbeitgebern
und Arbeitnehmern,privateAnbietersowieWissenschaftund Politik) zusam-
menzubringen,umaufmšglichstbreiterBasisdieBefundeundEmpfehlungen
derEU zu eršrternundSchlussfolgerungenfŸr mšglichenHandlungsbedarfin
Deutschland zu ziehen.

Die Tagunghat in der gesamtenBreite der eršrtertenThemendenwachsenden
BedarfnachmehrTransparenzundKohŠrenzderstarkzersplittertenundwenig
vernetztenBeratungsstrukturenundBeratungsaktivitŠtenin Deutschlanddeutlich
gemachtund aufgezeigt,wo insbesondereHandlungsbedarfbestehtÐ nŠmlich
mehrTransparenzŸberdie ãBeratungslandschaftÒundEntwicklunggemeinsam
getragenerLeitlinien fŸr QualitŠtundProfessionalitŠtvon Beratungsangeboten
in diesemFeld.Die Initiative zur GrŸndungeinesNationalenForumsfŸr Be-
ratung(dieswar einederEmpfehlungenderEU) ist ausdieserTagunghervor-
gegangenund hat die beidenBundesministerienum UnterstŸtzungihresVor-
habens gebeten.

Die Bundesregierunghat sich entschlossen,diesesThema durch ein For-
schungsvorhabenaufzugreifen (Bestandsaufnahmeder Beratungsstrukturen
und -angebotesowie Entwicklung von QualitŠtsstandards)und die Expertise
der in der Initiative vertretenenOrganisationenfŸr die BearbeitungdesFor-
schungsvorhabenszu nutzen.Inwieweit sichausder Initiative ein ãNationales
ForumÒmit festenStrukturenentwickelt,hŠngtauchvomEngagementweiterer
wichtiger Akteure in diesem Feld ab.

Bildungsberatungist gleichzeitigein wichtigesHandlungsfeldim BMBF-Pro-
grammãLernendeRegionenÐFšrderungvon NetzwerkenÒ.ZentraleZielset-
zungendiesesProgrammssind u. a. die StŠrkungder Zusammenarbeitzwi-
schenBildungs-,BeschŠftigungs-und Arbeitsmarktpolitik,die Erhšhungder
TransparenzderBildungsangebote,die ErhšhungderQualitŠtundVerwertbar-
keit der Bildungsangebote.FŸr die UmsetzungdieserZielsetzungenhat das
ThemaBildungsberatungeinenherausragendenStellenwert,wobei im genann-
ten Programm insbesondere folgende AktivitŠten umgesetzt werden:

Ð Entwicklungund Erprobungvon Qualifizierungsmodellenzur Fortbildung
von Beratenden,

Ð Entwicklung und Erprobungvon GeschŠftsmodellenfŸr bildungsbereichs-
ŸbergreifendeBeratung,bei denenšffentlicheund privateAkteureder Bil-
dungundderNachfrageseite(Betriebe)gemeinsamauflokalerEbeneagieren,
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Ð EntwicklungundErprobungneuerFormenundInstrumentederBildungsbe-
ratung.HierzuzŠhlenInstrumentezur Kompetenzerfassung,Zertifizierung,
QualitŠtsentwicklung und Zertifizierung.

Um die ErgebnisseausdengefšrdertenLernendenRegionenŸberregionalzu-
gŠnglichzu machen,werdenim RahmeneinesprogrammŸbergreifendenThe-
mennetzeszum ThemaBeratungdie betreffendenErgebnisseausdenLernen-
denRegionenzusammengetragen,verdichtetund auchfŸr denungefšrderten
Raum zugŠnglich gemacht.

11. Wie viele Weiterbildungskollegs,wie viele Volkshochschulen,und wie
vielesonstigeanerkannteTrŠgerbietengegenwŠrtigaufdemzweitenBil-
dungsweg die Nachholung welcher SchulabschlŸsse in Deutschland an?

NachAngabendesStatistischenBundesamtesgabesim Jahr2002in Deutsch-
land301AbendschulenundKollegs,die ErwachsenendasNachholenvon all-
gemeinbildendenSchulabschlŸssenermšglichen.Es lŠsstsich darŸberhinaus
jedochnicht exaktbeziffern, wie viele Weiterbildungskollegs,Volkshochschu-
lenundsonstigeanerkannteTrŠgergegenwŠrtigaufdemZweitenBildungsweg
das Nachholen welcher SchulabschlŸsse in Deutschland anbieten.

12. Wie habensichdieZahlenderSchulanfŠngerdeszweitenBildungsweges
an Weiterbildungskollegs,Volkshochschulenund sonstigenBildungstrŠ-
gerndifferenziertnachBildungsgŠngenundGeschlechtjeweilsjŠhrlichin
den letzen zehn Jahren in den einzelnen BundeslŠndern entwickelt?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.

13. Wie habensich die Zahlender erfolgreichenSchulabgŠngerdeszweiten
BildungswegesanWeiterbildungskollegs,Volkshochschulenundanderen
BildungstrŠgerndifferenziertnachBildungsgŠngenundGeschlechtjeweils
in den letzten zehn Jahren in den einzelnen BundeslŠndern entwickelt?

Zu den SchulabgŠngernnachAbschlussartenund LŠndernweist dasStatisti-
sche BundesamtfŸr allgemeinbildendeAbendschulenund Kollegs fŸr den
Zehnjahreszeitraumbis2003folgendeDaten(zunŠchstdieGesamtzahlen,dann
aufgeteilt fŸr mŠnnliche und weibliche Schulentlassene) aus:
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GemŠ§der FernunterrichtsstatistikdesStatistischenBundesamtesnahmenim
Jahr200334259TeilnehmerinnenundTeilnehmeranFernunterrichtslehrgŠn-
genzu schulischenundsonstigenLehrgŠngenteil, davonbefandensich20679
Teilnehmerinnenund Teilnehmerin der Vorbereitungauf šffentlich-rechtliche
oder staatliche PrŸfungen. Genauere Differenzierungen sind nicht mšglich.

14. Wie hat sich die Abbrecherquotevon Teilnehmernauf dem zweiten
Bildungswegjeweils in den letztenzehnJahrendifferenziertnachden
jeweiligenBildungsgŠngenundGeschlechtnachTrŠgernundBundeslŠn-
dern entwickelt?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.

15. WelcheAlterstrukturweisendie TeilnehmerdeszweitenBildungsweges
differenziertnachAbschlussartund Erfolg bzw. Abbruch jeweils in den
letzten zehn Jahren in den einzelnen BundeslŠndern auf?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.

16. Wie hoch ist die prozentualeQuotederjenigen,die fŸr dasNachholen
einesSchul-oderBerufsabschlusseseinevolle oderteilweiseFšrderung
ausšffentlichen Mitteln erhielten?

Die prozentualeQuotederjenigen,die fŸr das NachholeneinesSchul- oder
Berufsabschlusseseinevolle oderteilweiseFšrderungausšffentlichenMitteln
erhielten,lŠsstsich aufgrundunvollstŠndigerInformationenŸberdie Gesamt-
zahlen nicht berechnen.

Aus derStatistikŸberdie Zahl derGefšrdertennachdemBundesausbildungs-
fšrderungsgesetzlŠsstsich fŸr 2003 entnehmen,dass675 SchŸlerinnenund
SchŸlervon Abendhauptschulengefšrdert wurden, 4 735 SchŸlerinnenund
SchŸlervon Abendrealschulen,2 640 SchŸlerinnenund SchŸlervon Abend-
gymnasiensowie33845 SchŸlerinnenund SchŸlervon Kollegs. Es ist anzu-
nehmen,dassmit dieserFšrderungdas NachholenentsprechenderSchulab-
schlŸsse unterstŸtzt wird.

Es ist ferner davonauszugehen,dassder Besuchvon Fachschulklassenund
Fachoberschulklassen,deren Besucheine abgeschlosseneBerufsausbildung
nicht voraussetzt,zumindestteilweisedemNachholenvon Schul-undBerufs-
abschlŸssen dient.

Hier wurden 2003 12796 SchŸlerinnenund SchŸlervon Fachschulklassen
sowie 5 046 SchŸlerinnenund SchŸlervon Fachoberschulklassennach dem
Bundesausbildungsfšrderungsgesetz aus šffentlichen Mitteln gefšrdert.

DerAnteil derEintritte in SGBIII-Weiterbildungsma§nahmen,diezumErwerb
einesBerufsabschlussesfŸhren,i. d. R. zwei- bis dreijŠhrigeWeiterbildungen,
ist 2004 im Vergleich zu 2003 unter BerŸcksichtigungdesfinanziellenAuf-
wandsunddesverfŸgbarenMittelvolumensgesunken,liegt abermit 24Prozent
immer noch deutlichŸberder Quotein den Jahren2000 bis 2002.Der hohe
Anteil in denJahren2003und 2004 ist auf die EinfŸhrungdesMindeststan-
dardseiner70-prozentigenVerbleibsprognosezurŸckzufŸhren.Die Verbleibs-
quotebei den Absolventenvon Umschulungenwar in der Vergangenheitim
Vergleich zu anderenkŸrzerenWeiterbildungendeutlichhšher. Verbleibsquo-
tenvon 70 ProzentundmehrwurdenŸberwiegendbei denWeiterbildungenin
den Gesundheitsdienstberufen erreicht.
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Im Rahmendes zum 31. Dezember2003 ausgelaufenenJugendsofortpro-
grammstratenjeweils bis EndedesBerichtsjahresfolgendeTeilnehmerinnen
undTeilnehmerin Ma§nahmenzumNachholendesHauptschulabschlussesein:

2000 1 602,
2001 1 600,
2002 1 083,
2003 1 947.

Auf der Grundlageder im JugendsofortprogrammgesammeltenErfahrungen
wurdemit demJob-AQTIV-Gesetzmit Wirkung vom 1. Januar2004die Mšg-
lichkeit in dasSGBIII Ÿbernommen,dassberufsvorbereitendeBildungsma§-
nahmenauf dennachtrŠglichenErwerbdesHauptschulabschlussesvorbereiten
kšnnen(¤ 61 Abs.2 SGBIII). In Ma§nahmen,die gezieltauf denErwerbdes
Hauptschulabschlussesvorbereiten,sind im Jahr2004insgesamt549 Teilneh-
mer eingetreten.

In denMa§nahmennachdemneuenFachkonzeptderBundesagenturfŸrArbeit
fŸr berufsvorbereitendeBildungsma§nahmen(ab September2004) ist der
Erwerb des HauptschulabschlussesfŸr die Teilnehmerohne Schulabschluss
ebenfallsmšglich. Um die Integrationschancenin AusbildungoderArbeit zu
verbessern,ist nach der Ma§nahmekonzeptionder Erwerb des Hauptschul-
abschlussesnur eine von verschiedenenmšglichen Fšrder- und Qualifizie-
rungssequenzen.InformationenŸberdie Zahl der erworbenenHauptschulab-
schlŸsse liegen nicht vor.

17. Wie hochist derprozentualeAnteil derJugendlichenundjungenErwach-
senen,die einešffentlich gefšrderteQualifikations-oderWeiterbildungs-
ma§nahme ohne Abschluss abgebrochen haben?

ExakteDatenŸberdieAbbrecherquotein Ma§nahmenderberuflichenBenach-
teiligtenfšrderungnachSGB III liegen nicht vor. SchŠtzungengehendavon
aus,dassbeiberufsvorbereitendenBildungsma§nahmenderBundesagenturfŸr
Arbeit bis zu 30 ProzentderTeilnehmerinnenundTeilnehmerdieseBildungs-
angebotevorzeitigabbrechen.Die Abbrecherproblematikin berufsvorbereiten-
den Bildungsma§nahmenwird derzeit im Rahmeneines Projekts, das im
BMBF-ProgrammãKompetenzenfšrdernÐBeruflicheQualifizierungfŸr Ziel-
gruppenmit besonderemFšrderbedarfÒgefšrdertwird, analysiert.Ergebnisse
hierzuwerdennachAbschlussdesProjektesvoraussichtlichEnde2005vorlie-
gen.

Im Zusammenhangmit der Weiterbildungsfšrderungnach¤¤ 77 ff. SGB III
liegt die Abbrecherquote2004bei denunter25-JŠhrigenbei 12 Prozent.Die
Quote ist seit dem Jahr 2000 kontinuierlich gesunken(von 25 Prozentauf
12Prozent).DeutlicheVerbesserungensind seit 2003zu verzeichnen.GrŸnde
hierfŸr sind:

Ð die EinfŸhrungdesBildungsgutscheinsunddie damitverbundeneAuswahl-
verantwortung des Weiterzubildenden sowie

Ð die Umsteuerungzur Freiwilligkeit der Weiterbildungsteilnahmeund die
(vorgeschaltete)PrŸfungderWeiterbildungsbereitschaftund -fŠhigkeitaus-
schlie§lich durch Trainingsma§nahmen.
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18. WelcheMšglichkeitensiehtdieBundesregierung,diesenAnteil zuverrin-
gern?

DurcheineintensivereBeratungundEignungsprŸfungsowiedurcheineanden
individuellen BedŸrfnissenund Kompetenzender Jugendlichenansetzende
Fšrderungwird versucht,den Abbrecheranteilweiter zu verringern.AnsŠtze
fŸr eine Umsetzungin die Praxisfinden sich beispielsweiseim Rahmendes
neuen,seit Herbst 2004 umgesetztenFachkonzeptesder BundesagenturfŸr
Arbeit fŸr berufsvorbereitendeBildungsma§nahmenoder in Form desProfil-
PASS-Systemszur Kompetenzermittlungund Identifizierunginformell erwor-
bener Kompetenzen, dessen EinfŸhrung in der FlŠche derzeit geprŸft wird.

DarŸberhinaussollen TeilnehmerabbrŸchedurch ein verbessertesQualitŠts-
managementderBildungstrŠger, insbesonderederAuswahlverfahrenundTeil-
nehmerbetreuung, vermieden werden.
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